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Regulierung

Telekommunikation

Vfg Nr. 127/2019

Frequenzplan gemäß § 54 Telekommunikationsgesetz (TKG);

Abschluss des Verfahrens zur Aktualisierung des Frequenz-
plans - Gesamtplanaktualisierung

Das Aktualisierungsverfahren konnte nunmehr abgeschlossen 
werden. Der aktualisierte Frequenzplan wird veröffentlicht.

Gemäß § 54 TKG wurden bei der Erstellung des geänderten Fre-
quenzplans die betroffenen Bundes- und Landesbehörden, die 
betroffenen Kreise und die Öffentlichkeit beteiligt, der Beirat der 
Bundesnetzagentur angehört sowie das Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Verteidigung hergestellt.

Die Bundesnetzagentur hat die vorgebrachten Anregungen und 
Bedenken geprüft und anschließend den zur Anhörung gestellten 
Entwurf des Frequenzplans fertig gestellt. 

Gegenüber der in der Amtsblattverfügung 81/2019 vom 10.07.2019 
veröffentlichten und zur Anhörung gestellten Entwurfsfassung wur-
den geringe Änderungen vorgenommen. 

Der aktualisierte Frequenzplan kann auf der Internetseite der Bun-
desnetzagentur eingesehen und auch von dort heruntergeladen 
werden.

221-12

Vfg Nr. 128/2019

Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG); 

Technische Festlegungen und zeitliche Vorgaben für die vor-
rangige Herstellung von Verbindungen im Mobilfunk für die 
Inanspruchnahme von Datenübermittlungsdiensten

Für Telekommunikationsbevorrechtigte im Sinne von § 6 Absatz 2 
Satz 1 PTSG müssen Verbindungen im Mobilfunk für die Inan-
spruchnahme von Datenübermittlungsdiensten einschließlich In-
ternetzugangsdiensten vorrangig hergestellt werden können. Für 
die Umsetzung dieser Verpflichtung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 i. V. m. § 5 Satz 1 Nummer 2 PTSG bedarf es nach 
§  6 Absatz 1 Satz 2 PTSG technischer Festlegungen und zeitli-
cher Vorgaben, die von der Bundesnetzagentur in ihrem Amtsblatt 
zu veröffentlichen sind.

Diese Festlegungen werden für die verschiedenen Generationen 
der Mobilfunktechnik stufenweise getroffen.

Die Festlegungen zur ersten Stufe umfassen alle von Telekommu-
nikationsunternehmen erbrachten leitungsvermittelnden Daten-
übermittlungsdienste in GSM-Mobilfunknetzen und wurden bereits 
im Amtsblatt 24/2012 der Bundesnetzagentur mit Wirksamkeit 
zum 01.04.2013 veröffentlicht.

Die Festlegungen zur zweiten Stufe umfassen alle von Telekom-
munikationsunternehmen erbrachten paketvermittelnden Daten-

übermittlungsdienste in öffentlichen UMTS- sowie LTE-Mobilfunk-
netzen und wurden bereits im Amtsblatt 22/2013 der 
Bundesnetzagentur mit Wirksamkeit zum 01.01.2016 veröffent-
licht.

Die dritte Stufe umfasst alle von Telekommunikationsunternehmen 
erbrachten Datenübermittlungsdienste in den jeweiligen Ausbau-
schritten der öffentlichen 5G-Mobilfunknetze. Zur Umsetzung der 
dritten Stufe werden folgende Festlegungen getroffen:

Verbindungen im Mobilfunk für die Inanspruchnahme von öffent-
lich angebotenen Datenübermittlungsdiensten, einschließlich In-
ternetzugangsdiensten, müssen für Telekommunikationsbevor-
rechtigte nach § 6 Absatz 2 Satz 1 PTSG auf der Basis von QoS 
(Quality of Service) oder einer gleichwertigen Lösung vorrangig 
vor Datenverbindungen nicht bevorrechtigter Teilnehmer herge-
stellt werden können. Hierbei gilt:

1.	 In 5G-Mobilfunknetzen, die übergangsweise, partiell mit 
Netzelementen der LTE-Mobilfunktechnik realisiert wer-
den (Non-Standalone „NSA“ mode of 5G) sind die 
obenstehenden Festlegungen unverzüglich umzuset-
zen. 

2.	 In 5G-Mobilfunknetzen, die vollständig mittels 5G-Mobil-
funktechnik (Standalone „SA“ mode of 5G) realisiert 
werden, sind die obenstehenden Festlegungen nach 
einer Frist von 12 Monaten ab Implementierung, spätes-
tens jedoch ab dem 01.01.2024 umzusetzen. Die Bun-
desnetzagentur ist über die erfolgte Implementierung zu 
informieren.

Technische Randbedingungen:

Umsetzung der Bevorrechtigung für Datenübermittlungs-
dienste in Mobilfunknetzen

Der folgende internationale Standard beschreibt die Funktionalität 
von QoS in 5G-Mobilfunknetzen:

- 3GPP TS 23.501: System architecture for the 5G System (5GS)

Weitere relevante internationale Standards sind entsprechend der 
technologischen Entwicklungen anzuwenden.

Für die Umsetzung im Sinne des PTSG im jeweiligen Mobilfunk-
netz sind die Telekommunikationsunternehmen verantwortlich. 

Vor dem Hintergrund immer kürzerer Innovationszyklen in der Mo-
bilfunktechnik behält sich die Bundesnetzagentur vor, im Bedarfs-
fall ab dem Jahr 2023 die Festlegungen für die Bevorrechtigung 
von Datenübermittlungsdiensten auf Basis gewonnener Erfahrun-
gen aus Krisensituationen zu überprüfen und gegebenenfalls an-
zupassen.

Die Festlegungen wurden nach § 6 Absatz 1 Satz 3 PTSG von 
der Bundesnetzagentur unter Berücksichtigung der internationalen 
technischen Standards und unter Beteiligung der betroffenen Ver-
bände sowie der Mobilfunknetzbetreiber erstellt.
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Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Festlegungen kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch bei der Bundesnetzagentur für Elektrizi-
tät, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 
4, 53113 Bonn oder bei einer sonstigen Dienststelle der Bundes-
netzagentur erhoben werden. Es dient einer zügigen Bearbeitung 
Ihres Widerspruches, wenn er bei der Bundesnetzagentur, Referat 
IS 16, Canisiusstr. 21, 55122 Mainz eingelegt wird.
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